
Sehr geehrter Herr Minister! 

Ich erhebe Einspruch gegen diese neuerliche Änderung. 

Schon einmal wurde Ihre Verordnung als verfassungswidrig aufgehoben. 

Ich fordere Sie auf sich an die in Österreich gültigen Grund- und Menschenrechte zu halten.  

Jede Einschränkung dieser Grundrechte stellt eine Straftat dar.  

Diese sind sie im Begriff zu begehen.  

Die Voraussetzungen für das Aussprechen von Bewegungs- Überwachungs- oder 

Kontaktkontrolle sind nicht gegeben bzw. Müssen einzeln von einem unabhängigen Gericht 

sorgfältig geprüft werden. 

Darüber hinaus, da Sie wiederholt gegen demokratische Werte verstoßen, wie auch gegen 

den Schutz der Person (Maske, Impfnachweis, Impfpflicht, testpflicht) sind sie als Person eines 

öffentlichen Amtes nicht würdig. Ich fordere sie daher auf, zurückzutreten. 

Mit vorzüglicher Hochachtung  

Mag. Silke jäger 
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